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Antwort 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/1237 — 


Artenschutzpolitik der Bundesregierung und Verhalten 
der Delegation auf der 9. Vertragsstaaten konferenz 
zum Washingtoner Artenschutzübereinkommen 


1. Wie hat die Bundesregierung für die Durchführung und Durchset- 
zung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens gesorgt? 


Seit dem Inkrafttreten des Übereinkommens im Juni 1976 haben 
Bund und Länder eine Vielzahl von Maßnahmen im gesetzgeberi- 
schen und im Verwaltungsbereich getroffen, um eine ordnungs- 
gemäße Durchführung des Übereinkommens in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sicherzusteiien. 


2. In welchen Punkten, mit welchen Zielen und mit welchem Erfolg 
hat die Bundesregierung vor und während des Halbjahres der deut- 
schen Ratspräsidentschaft im Rat der Europäischen Union (EU) 
pohtische Impulse zur Verbesserung der Durchführung und Durch- 
setzung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens in der 
Europäischen Union und zur Vorbereitung von Entscheidungen auf 
der 9. Vertragsstaatenkonferenz gesetzt (Lauderdale 1994)? 


Im Interesse eines wirksamen Schutzes weltweit gefährdeter 
Arten vor den Gefahren des internationalen Handels hat die 
Bundesregierung im Verwaltungsausschußverfahren in Brüssel 
maßgeblich zu einer Verbesserung der Durchführung des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens auf Gemeinschafts- 
ebene beigetragen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 16. Mai 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Zur Vorbereitung der 9. Vertragsstaatenkonferenz in Fort Lauder- 
dale ist unter der deutschen EU-Präsidentschaft in Brüssel die 
gemeinsame Position der EU-Mitgliedstaaten weitgehend festge- 
legt worden. Die Haltung der EU-Staaten zu den noch offenen 
Punkten wurde während der Konferenz von der deutschen Präsi- 
dentschaft koordiniert, so daß das EG-rechtlich vorgeschriebene, 
einheitliche Ab stimmungs verhalten der Delegationen der EU- 
Staaten in Fort Lauderdale sicher ge stellt werden konnte. 


3. Welche politischen Anstrengungen hat die Bundesregierung unter- 
nommen, in der EU- Artenschutzverordnung die Verhältnisse im 
schrankenlosen Binnenmarkt zu berücksichtigen? 


Nach dem Wegfall der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen 
setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß in der neuen EG- 
Artenschutzverordnung bessere Rechtsgrundlagen geschaffen 
werden für eine einheitliche strenge Einfuhrgenehmigungspraxis 
in allen Mitgliedstaaten sowie für eine wirksame Kontrolle des 
innergemeinschaftlichen Handels. Hierzu gehört u. a., daß im 
Bereich des Handels mit stark gefährdeten Arten auch künftig der 
Nachweis der legalen Herkunft von Tieren und Pflanzen mit amt- 
lichen Dokumenten geführt werden sollte und offensichtlich un- 
richtige Genehmigungen und Bescheinigungen von Behörden 
anderer Mitgliedstaaten nicht bindend sein sollten. Ferner unter- 
stützt die Bundesregierung die Bemühungen, die Einfuhrkontrol- 
len für geschützte Tiere und Pflanzen an den internationalen 
Flughäfen und an den Grenzen zu Nicht-EU-Mitgliedstaaten zu 
verstärken. 


4. Hält die Bundesregierung die aktuelle Entwurfsfassung der 
Kommission zur neuen EU-Artenschutzverordnung für geeignet, 
die wichtigsten Forderungen und Empfehlungen des vom World 
Conservation Monitoring Centre und vom International Union for 
the Conservation of Nature AVorld Conservation Union (lUCN) ~ 
Environmental Law Centre bereits 1988 im Auftrag der EG- 
Kommission vorgelegten Gutachtens „Application of the Conven- 
tion on the International Trade of Endangered Species (CITES) in 
the European Community" umzusetzen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der von der EU- 
Kommission im Jahre 1994 vorgelegte geänderte Vorschlag für 
eine neue EG -Artenschutzverordnung die in dem genannten Gut- 
achten gemachten Empfehlungen nur zum Teil umsetzt. 


5. Was hat die Bundesregierung unternommen, um diesen Gutachten 
Geltung in der Entwurfsfassung zu verschaffen? 


Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf die inhaltliche 
Gestaltung eines Kommissionsvorschlages. 
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6. Welche Initiativen hat die Bundesregierung bilateral oder innerhalb 
der Gremien der Europäischen Union ergriffen, um das Problem des 
ungleichen Vollzugs des Washingtoner Artenschutzübereinkom- 
mens in den Mitgliedstaaten, der berüchtigten „weakest points" an 
den Außengrenzen der Europäischen Union, zu lösen und insbeson- 
dere Spanien und Griechenland zu einer adäquaten Durchfüh- 
rungspraxis zu veranlassen? 


In Anbetracht der Tatsache, daß die EU neben den USA und 
Japan zu den Hauptkonsumentenländern für tierische und pflanz- 
liche Ressourcen gehört, haben die deutschen Vertreter in den 
Gremien der EU-Kommission sich bereits frühzeitig für eine Be- 
grenzung der Einfuhren auf Exemplare ausgesprochen, für die 
eine naturverträgliche Entnahme dargelegt worden ist. Deutsch- 
land hat seit 1984 darauf gedrängt, daß die VO (EWG) Nr. 3626/82 
in diesem Sinne eng ausgelegt und streng angewendet wird. Auf 
Initiative von Deutschland ist die wissenschaftliche Arbeitsgruppe 
bei der EU-Kommission eingerichtet worden, die - soweit es die 
Rechtslage zuläßt - alle Einfuhren WA-betroffener Waren auf ihre 
Naturverträglichkeit überprüft. Ist diese nicht gegeben, muß die 
Einfuhr für die gesamte EU untersagt werden. Damit ist eine ein- 
heitliche Anwendung in der EU gewährleistet. Dieses Prinzip 
möchte Deutschland auch auf andere, noch nicht vom WA erfaßte 
Arten angewendet wissen. Deshalb hat sich die deutsche Delega- 
tion in Brüssel bei der Diskussion der neuen EG -Artenschutzver- 
ordnung stets für eine umfangreiche Erweiterung der Artenliste 
eingesetzt, deren darin enthaltene Arten dann bei der Einfuhr auf 
ihre Naturverträglichkeit überprüft werden können. Dies wird als 
Beitrag zur Erhaltung der weltweiten Biodiversität mit rechtlichen 
Mitteln angesehen. 

Auf Antrag der Bundesrepublik Deutschland wurde auf der 
8. WA-Vertragsstaatenkonferenz Resolution Conf. 8.14 „Universal 
Tagging System for the Identification of Crocodilian Skins" ange- 
nommen, die zu einem verbesserten Vollzug des WA in der Euro- 
päischen Union und weltweit auf dem Gebiet des Handels mit 
Krokodilhäuten führte. Spanien ist innerhalb der EU eines der 
bedeutendsten Einfuhrländer für Krokodilleder und war in der 
Vergangenheit für seinen unzureichenden Vollzug im Reptil- 
lederbereich vom CITES-Sekretariat mehrmals kritisiert worden. 

Eine von der deutschen wissenschaftlichen Behörde für das WA 
überarbeitete Fassung der oben genannten Entschließung wurde 
auf der 9. Vertragsstaatenkonferenz diskutiert und als Resolution 
Conf. 9.22 von den Vertragsparteien ohne Gegenstimme ange- 
nommen. 


7. Inwieweit trifft es zu, daß die deutsche Delegation den in einem auf 
der Konferenz von Lauderdale vorgelegten offiziellen Bericht des 
Washingtoner Artenschutz- Sekreteriats vorgebrachten Kritikpunk- 
ten, Vorwürfen und Empfehlungen an die Adresse der EU (Mangel- 
hafte Koordination, betrügerischer Gebrauch von Genehmigungen, 
unzureichende nationale Gesetzgebung und Umsetzung des ge- 
meinschaftlichen Artenschutzrechts) als Repräsentant der EU kaum 
etwas zu entgegnen hatte? 


Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die schriftliche 
Frage 73 der Abgeordneten Ulrike Mehl vom 24. Februar 1995 
(Drucksache 13/677) verwiesen. 
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8. Wie wird die Bundesregierung ihrer beachtlichen Verantwortung 
gerecht, die sie im Rahmen des Washingtoner Artenschutzüberein- 
kommens und der Europäischen Union trägt für die Erhaltung der 
weltweiten Biodiversität gegen den wachsenden internationalen 
Bandenhandel mit Artenschutz- „Waren" - angesichts vor allem der 
Tatsache, daß Deutschland innerhalb der Europäischen Union und 
diese im weltweiten Maßstab die dominierenden Konsumentenlän- 
der auf den meisten Sektoren dieses Plünderungsmarktes sind? 


Die Bundesregierung setzt sich in den Gremien der Europäischen 
Union dafür ein, daß die beiden EG-Verordnungen zum Washing- 
toner Artenschutzübereinkommen von allen Mitgliedstaaten strikt 
angewendet werden und daß - soweit es die Rechtslage zuläßt - 
Einfuhren von geschützten Tieren und Pflanzen in die Gemein- 
schaft nur noch zugelassen werden, soweit dies aus Gründen des 
Artenschutzes vertretbar ist. 

Um gegen den internationalen illegalen Handel mit bedrohten 
Arten erfolgreich vergehen zu können, finden regelmäßige Ar- 
beitstagungen der Fahndungs- und Vollzugsbehörden statt, zu 
denen Mitarbeiter von Behörden anderer EU-Staaten und aus 
dem osteuropäischen Ausland eingeladen werden. 

Bei diesen Arbeitstagungen werden u. a. Informationen über ille- 
gale Aktivitäten und Hinweise auf eventuelle Verstöße weiter- 
gegeben. Weiterhin ergab sich aus diesen Zusammenkünften, daß 
vielfältige, zum Teil persönliche Kontakte zu den entsprechenden 
Einrichtungen und Mitarbeitern im In- und Ausland, besonders 
auch im osteuropäischen Ausland, aufgebaut werden konnten. 
Auf diesem Wege ist ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch und 
die rechtzeitige Information bei vorliegenden Verdachtsmomen- 
ten gewährleistet. 

Darüber hinaus hatte im Rahmen der in Fort Lauderdale geführten 
Diskussionen über neue Kriterien zur Aufnahme von Arten in die 
Anhänge des WA die deutsche Delegation darauf hingewiesen, 
daß das Vorsorgeprinzip verankert wurde. Dadurch dürfte in 
Zukunft sichergestellt sein, daß im Zweifelsfall Entscheidungen 
für eine Aufnahme von Arten in die Anhänge I und II stets im 
besten Interesse für den Schutz der betreffenden Arten gefällt 
werden. 


9. Auf welche Weise und mit welchen Zielen wird sich die Bundes- 
regierung an der noch in diesem Jahr zu gründenden Arbeits- 
gruppe der Europäischen Union zur besseren Durchsetzung des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens in der Union und zur 
Verabschiedung einer adäquaten neuen Artenschutz Verordnung 
der Europäischen Union beteihgen? 


Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe („Enforcement Working Group"), um die 
Umsetzung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens in 
der EU effektiver zu gestalten. Diese soll nach Vorstellung der EU- 
Kommission bereits in den nächsten Monaten eingerichtet wer- 
den. Die Bundesregierung wird sich dabei vorrangig für die Ver- 
besserung des Vollzugs auf folgenden Gebieten einsetzen: 

1. zollmäßige Abfertigung und Kontrolle an den Außengrenzen 
der EU, 
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2. Fahndungs- und Ermittlungsmaßnahmen sowie Koordination 
bei Verstößen gegen das WA, 

3. strengere Überwachung der Vorschriften innerhalb der EU. 

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, das Informations- und Kommu- 
nikationssystem zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten zu ver- 
bessern. Ansprechpartner in den einzelnen nationalen Einrichtun- 
gen sollen zukünftig enger Zusammenarbeiten, um bei der Kon- 
trolle und Überwachung des Übereinkommens rasche und un- 
bürokratische Wege beschreiten zu können. Ziel wird es dabei 
sein, die rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten zu erken- 
nen und Lösungsvorschläge für den praktischen Vollzug des 
Übereinkommens zur Beseitigung von Defiziten zu erarbeiten. 

Zur Haltung der Bundesregierung zum Vorschlag einer neuen 
EG-Artenschutzverordnung wird auf die Antwort der Bundes- 
regierung vom 4. März 1992 auf die schriftlichen Fragen der Ab- 
geordneten Ulrike Mehl (Drucksache 12/2198) verwiesen. 


10. Welchen Neuaufnahme-, Rückstuf ungs-, Hochstufungsanträgen für 
einzelne Arten bzw. Artengruppen und welchen Anträgen auf Neu- 
festsetzung von Exportquoten für Jagdtrophäen hat die deutsche 
Delegation in Fort Lauderdale zugestimmt, und welche hat sie aus 
welchen Gründen abgelehnt? 


Die deutsche Delegation hat im Rahmen der abgestimmten EU- 
Meinung allen Anträgen zu Anhangsänderungen zugestimmt, mit 
Ausnahmen von: 

A. Im Tierbereich: 


Taxon 

App. 

Ergebnis 

Begründung für EU-Haltung 

Euphractus spp. 
Gürteltierarten 

II 

Ablehnung 

Die Bemer Kriterien sind nicht erfüllt 
(Res. Conf. 1.1). 

Balaenoptera 

acutorostrata 

Zwergwal 

II 

Ablehnung 

Es liegen keine verläßlichen Bestandsdaten vor, die 
eine Herabstufung rechtfertigen würden. Die Ber- 
ner Kriterien (Res. Conf. 1.2) sind nicht erfüllt. Die 
internationale Walfangkommission (IWC) lehnt die- 
sen Antrag ab. 

Apteryx spp. 
Kiwis 

I 

Ablehnung 

Der internationale Handel spielt als Bedrohungsfak- 
tor bei diesen seltenen endemischen Arten keine 

Rolle. 

Crocodylus 

niloticus 

Nil-Krokodil 

II 

Ablehnung 

Die Erhöhung der Wildquote ist nicht mit Res. Conf. 
8.22 vereinbar und muß als nicht nachhaltig ange- 
sehen werden. 

Phymaturus 

flagelifer 

Leguan art 

II 

Ablehnung 

Es handelt sich um eine endemische Art mit gerin- 
ger Handelsbedeutung. Anhang III-Listing wäre an- 
gemessen, um in Chile bestehende Probleme zu 
lösen. 


5 




Drucksache 13/1379 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


B. Im Pflanzenbereich: 


Taxon 

App. 

Ergebnis 

Begründung für EU-Haltung 

Dactylanthus 

taylori 

II 

Ablehnung 

(i) Nationale Nutzung und nicht internationaler 
Handel ist Hauptursache für Gefährdung; 

(ü) Antrag hat formale Erfordernisse nicht erfüllt: 

Die Baumart ist nicht gefährdet, sondern der sie 
befallende Parasit; der wird aber nicht genutzt, son- 
dern das von ihm parasitierte Holz. 

Berberis 

aristata 

II 

Ablehnung 

Gefährdung durch den internationalen Handel nicht 
erkennbar. 

Cypripedium 
(4 Arten) 

I 

Ablehnung 

Eine Gefährdung durch den internationalen Handel, 
die eine App.-I-Listung gerechtfertigt hätte, ist nicht 
erkennbar. Eine Studie des RBG Kew über die ge- 
samte Gattung Cypripedium wird Aufschluß über 
die tatsächlich gefährdeten Arten bringen. 


Eine Reihe von strittigen Anträgen, wie z. B. die zum afrikani- 
schen Elefanten, wurde ohne Abstimmung von den Antragstellern 
zurückgezogen. 


11. Wie hat sich die deutsche Delegation bei den Abstimmungen zu 
folgenden zu schützenden Tierarten verhalten, und aus welchen 
Gründen hat sie sich hierbei nicht für eine konsequentere Unter- 
schutzstellung und Artenschutzerhaltung entschlossen 

a) Afrikanisches Breitmaulnashorn, 

b) Asiatische Bengalkatze, 

c) Südamerikanischer Mohrenkaiman, 

d) Afrikanischer Elefant, 

e) Leopard? 


Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß die während der 
9. WA-Vertragsstaatenkonferenz getroffenen Entscheidungen für 
die nachfolgend aufgeführten Arten im Sinne ihrer Erhaltung als 
angemessen und für das Überleben dieser Arten nicht abträglich 
anzusehen sind: 

1. Breitmaulnashorn 

Die deutsche Delegation unterstützte den geänderten Vorschlag. 

Begründung: Auf Initiative der deutschen Delegation wurde wäh- 
rend der Konferenz der südafrikanische Antrag (Beschränkung 
nur auf Jagdtrophäen und lebende Tiere für zoologische Einrich- 
tungen) abgeändert. Die Erhaltungs- und Bestandssituation des 
Weißen Nashorns in Südafrika gilt als gut. Das Wildtier-Manage- 
ment Südafrikas ist darüber hinaus als beispielhaft für die 
gesamte Region des südlichen Afrikas zu bezeichnen. Die Berner 
Kriterien (Res. Conf. 1.2) waren für die Herabstufung nach An- 
hang II voll erfüllt. 
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2. Bengalkatze 

Die deutsche Delegation unterstützte den geänderten Vorschlag. 

Begründung: Der Antrag ging auf eine Empfehlung des Animais 
Committee zurück und diente dazu, die unübersichtlichen taxo- 
nomischen Verhältnisse bei dieser Art in ihrem gesamten Verbrei- 
tungsgebiet an praktische Erfordernisse eines wirksamen Arten- 
schutzes anzupassen. Es ist nicht zu befürchten, daß ein Handel 
aus Ländern eröffnet wird, der bisher verboten ist. 

3. Mohrenkaiman (Population von Ecuador) 

Die deutsche Delegation unterstützte den Vorschlag. 

Begründung: Die Kriterien für ein erfolgreiches Ranching-Projekt 
nach den entsprechenden WA-Resolutionen sind erfüllt (Res. 
Conf. 3.15 und 8.22). Erst nach mehrjähriger Experimentalphase 
und Überprüfung durch unabhängige Experten soll ein internatio- 
naler Handel erfolgen. Das von Ecuador durchgeführte Projekt 
kommt den wildlebenden Beständen direkt zugute. 

4. Afrikanischer Elefant 

Die beiden Anträge von Südafrika und Sudan kamen nicht zur 
Abstimmung, sondern wurden von beiden Vertragsparteien früh- 
zeitig zurückgezogen. 

5. Leopard 

Aufgrund von bereits vor der Konferenz der deutschen Delegation 
bekannten und bisher unveröffentlichten Daten der Katzenspezia- 
listengruppe der lUCN-Artenschutzkommission über die Be- 
standssituation des Leoparden unterstützte die deutsche Delega- 
tion den Antrag Botswanas, seine Jahresexportquote von 100 auf 
130 Exemplare zu erhöhen. Diese Quote hat keinerlei Einfluß auf 
die Bestände des Leoparden in Botswana. 


12. Inwieweit trifft es überdies zu, daß die deutsche Delegation dafür 
gestimmt hat, daß künftig die Jagdländer faktisch alleine darüber 
befinden, ob Jagdtrophäen-Abschußquoten der Erhaltung und Ver- 
breitung der gejagten Tierbestände abträgUch sind oder nicht 
( „ non-detriment-finding " ) ? 


Ein Antrag, daß zukünftig Jagdländer alleine darüber entscheiden 
können, ob Abschußquoten für bestimmte Arten im Rahmen der 
Trophäenjagd der Erhaltung und Verbreitung bestimmter Tierbe- 
stände abträglich sind, wurde auf der 9. WA-Vertragsstaatenkon- 
ferenz nicht unterbreitet. Die deutsche Delegation unterstützte 
lediglich den von Namibia eingebrachten Entwurf einer Resolu- 
tion (Res. Conf. 9.21), die für von den Vertragsparteien verab- 
schiedeten Exportquoten für Trophäen von Arten des Anhanges I 
unter gewissen Vorbehalten empfiehlt, im Falle der Einfuhr keine 
Prüfung mehr durch die wissenschaftliche Behörde des Einfuhr- 
landes gemäß Artikel III des Übereinkommens vorzusehen. Diese 
Empfehlung entspricht weitgehend der Genehmigungspraxis des 
für die Erteilung von entsprechenden Einfuhrgenehmigungen 
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zuständigen Bundesamtes für Naturschutz. Die eventuell vorhan- 
denen deutschen Bedenken gegen bestimmte Quoten können 
jederzeit bei den Diskussionen während der Vertragsstaatenkon- 
ferenz vorgebracht werden. 


13. Inwieweit trifft es außerdem zu, daß die deutsche Delegation der 
abermaligen Erhöhung der Trophäen-Abschußquoten für Leopar- 
den in mehreren Ländern zugestimmt hat? 

Auf der 9. WA-Vertragsstaatenkonferenz wurde lediglich über 
eine Erhöhung der Exportquote für Leopardentrophäen aus Bots- 
wana diskutiert. Exportquoten aus anderen Herkunftsländern 
standen nicht zur Diskussion. Darüber hinaus siehe entspre- 
chende Antwort zu Frage 11. 


14. Welches sind die artenschutzpolitischen Ziele für die Mitarbeit des 
deutschen Vertreters im Tier-Ausschuß des Washingtoner Arten- 
schutzübereinkommens bis zur nächsten Vertragsstaatenkonfe- 
renz? 


Seit der Vertragsstaatenkonferenz von Lausanne 1989, auf der er 
als Vertreter für die Region Europa gewählt wurde, vertritt Dr. 
Blanke vom Bundesamt für Naturschutz die europäischen Interes- 
sen im Tier-Ausschuß. Als Europavertreter ist er gezwungen, 
nicht nur die deutschen, sondern auch die Standpunkte aller 
anderen europäischen Staaten zu vertreten. Den ihm verbleiben- 
den Spielraum nutzt er voll aus, um in Zusammenarbeit mit den 
Ursprungsländern eine Verbesserung des Schutzes der dort vor- 
kommenden Arten zu erzielen. Als Strategie wird hierbei überall 
das Prinzip des „sustainable use"' angewandt, es sei denn, daß 
wegen des besorgniserregenden Populationsstatus ein absoluter 
Schutz der betreffenden Arten erforderlich ist. 
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